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(57) Zusammenfassung: Die Erfindung betrifft eine Steue-
rung sowie ein Verfahren zur Steuerung von an einem Ver-
fahrteil wie beispielsweise einem Krankenhausbett (1) ange-
brachten Rollen (2), wobei eine, mehrere oder alle Rollen
(2) eine Bremseinrichtung aufweisen, die in eine Bremsstel-
lung und eine Freigabestellung versetzbar sind, weiter vor-
zugsweise auch in eine Richtungsfeststellungs-Stellung, wo-
bei weiter alle Rollen (2) elektrisch und eine oder mehrere
oder alle Rollen (2) zusätzlich manuell betätigbar sind, und
wobei darüber hinaus eine Zusatzrolle (3) mit einem über ei-
nen Fahrantrieb verfügenden Rad vorgesehen ist, die bevor-
zugt zwischen einer abgesenkten und einer angehobenen
Stellung bewegbar ist. Um eine vorteilhafte Steuerung der
Rollen in Kombination mit der Zusatzrolle anzugeben sowie
auch ein vorteilhaftes Verfahren zur Steuerung hierzu anzu-
geben, wird vorgeschlagen, dass der Fahrantrieb nur akti-
viert werden kann, wenn die Rollen (2) sich in der Freigabe-
stellung oder der Richtungsfeststellungs-Stellung befinden.
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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft zunächst eine Steue-
rung von an einem Verfahrteil wie beispielsweise ei-
nem Krankenhausbett angebrachten Rollen, wobei
eine, mehrere oder alle Rollen eine Bremseinrichtung
aufweisen, die in eine Bremsstellung und eine Freiga-
bestellung versetzbar sind, weiter vorzugsweise auch
in eine Richtungsfeststellungs-Stellung, wobei wei-
ter vorzugsweise alle Rollen elektrisch und eine oder
mehrere oder alle Rollen zusätzlich manuell betätig-
bar sind, und wobei weiter eine Zusatzrolle mit einem
über einen Fahrantrieb verfügenden Rad vorgesehen
ist, die bevorzugt zwischen einer abgesenkten und
einer angehobenen Stellung bewegbar ist.

[0002] Die Erfindung betrifft des Weiteren ein Ver-
fahren zur Steuerung von an einem Verfahrteil wie
beispielsweise einem Krankenhausbett angebrach-
ten Rollen, wobei eine, mehrere oder alle Rollen ei-
ne Bremseinrichtung aufweisen, die in eine Brems-
stellung und eine Freigabestellung versetzbar sind,
weiter vorzugsweise auch in eine Richtungsfeststel-
lungs-Stellung, wobei weiter vorzugsweise alle Rol-
len elektrisch und eine oder mehrere oder alle Rollen
zusätzlich manuell zu betätigen sind, und wobei wei-
ter eine Zusatzrolle mit einem über einen Fahrantrieb
verfügenden Rad vorgesehen ist, welche Zusatzrolle
bevorzugt zwischen einer abgesenkten und einer an-
gehobenen Stellung bewegt werden kann.

[0003] Derartige Verfahreinheiten, beispielsweise
ausgebildet als Krankenhausbett, sind in vielfälti-
ger Hinsicht bekannt. Es wird beispielsweise auf
die WO 2007/093549 A1 (US 2010/0181122 A1)
verwiesen. Darüber hinaus auch auf die
WO 2012/110283 A1 (CA 2825244 A1).

[0004] Der Inhalt vorgenannter Druckschriften, ins-
besondere betreffend die mögliche Ausgestaltung
der Zusatzrolle im Einzelnen und deren Anbringung
an ein Chassis einer Verfahreinheit, beispielsweise
eines Krankenhausbettes, wird hiermit vollinhaltlich
in die Offenbarung vorliegender Anmeldung aufge-
nommen, auch zum Zweck Merkmale der Offenba-
rung der genannten Druckschriften in Ansprüche vor-
liegender Anmeldung einzubeziehen.

[0005] Im Hinblick auf den genannten Stand der
Technik beschäftigt sich die Erfindung mit der Aufga-
be, eine vorteilhafte Steuerung der Rollen in Kombi-
nation mit der Zusatzrolle anzugeben sowie auch ein
vorteilhaftes Verfahren zur Steuerung hierzu anzuge-
ben.

[0006] Eine mögliche Lösung der Aufgabe ist nach
einem ersten Erfindungsgedanken durch eine Steue-
rung gegeben, bei welcher der Fahrantrieb für die Zu-
satzrolle nur aktiviert werden kann, wenn die Rollen
sich in einer Freigabestellung oder der Richtungsfest-

stellungs-Stellung befinden. Wenn die Rollen sich in
der Bremsstellung, die insbesondere eine Totalfest-
stellungs-Stellung ist, bei welcher also weder eine
Bewegung des Rades noch eine Drehung um eine
Vertikalachse möglich ist, befinden, kann der Fahran-
trieb nicht aktiviert werden. Eine entsprechende Betä-
tigung eines Schalters auf einem Bedienungsteil der
Verfahreinheit, wie es bevorzugt vorgesehen ist, er-
bringt also keine Reaktion.

[0007] Die Schaltung ist entsprechend so vorgese-
hen, dass in der Bremsstellung ein eventueller Be-
fehl oder ein Kommando zur Aktivierung des Fahrbe-
triebes der Zusatzrolle in der Steuerung unterdrückt
wird oder, etwa durch elektrische Trennung des dies-
bezüglichen Schalters, schon kein Signal erbringen
kann.

[0008] Eine weitere Lösung der Aufgabe ist nach ei-
nem weiteren Erfindungsgedanken bei einem Ver-
fahren zur Steuerung von an einem Verfahrteil wie
beispielsweise einem Krankenhausbett angebrach-
ten Rollen dadurch gegeben, dass der Fahrantrieb
nur aktiviert werden kann, wenn die Rollen sich
in der Freigabestellung oder der Richtungsfeststel-
lungs-Stellung befinden.

[0009] Auch das Verfahren ist entsprechend so aus-
gestaltet, dass in der Bremsstellung ein eventueller
Befehl oder ein Kommando zur Aktivierung des Fahr-
betriebes der Zusatzrolle unterdrückt wird oder jeden-
falls keine Reaktion hervorruft.

[0010] Hierbei kann steuerungsmäßig wie auch ver-
fahrensmäßig weiter vorgesehen sein, dass die Zu-
satzrolle, wenn sie in der beschriebenen Weise zwi-
schen einer abgesenkten Stellung, die bevorzugt der
zum Fahrantrieb genutzten Stellung entspricht und
einer angehobenen Stellung bewegbar ist, aus der
angehobenen Stellung auch gar nicht erst in die ab-
gesenkte Stellung verfahrbar ist.

[0011] Darüber hinaus kann steuerungsmäßig und
verfahrensmäßig vorgesehen sein, dass mit Betäti-
gung der Steuerung beziehungsweise mit Ausübung
des Verfahrens dahingehend, dass eine, mehrere
oder alle der Rollen in die Bremsstellung, insbeson-
dere die Totalfeststellungs-Stellung versetzt werden,
die Zusatzrolle, wenn sie sich in der abgesenkten
Stellung befindet, selbsttätig in die angehobene Stel-
lung verfährt oder verfahren wird.

[0012] Hierbei ist weiter bevorzugt nur in der abge-
senkten Stellung ein Bodenkontakt des Rades der
Zusatzrolle gegeben, so dass hierüber ein Antrieb
der Verfahreinheit erfolgen kann. In der angehobe-
nen Stellung befindet sich das Rad bevorzugt regel-
mäßig in Abstand zu dem Boden, auf welchem im Üb-
rigen die Verfahreinheit steht bzw. verfährt.
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[0013] In weiterer Ausgestaltung ist auch vorgese-
hen, dass eine selbsttätige Versetzung der Rollen
in eine Bremsstellung vorgesehen ist, beispielswei-
se wenn die Verfahreinheit zum Stillstand gekom-
men ist. Dies kann beispielsweise über einen Bewe-
gungssensor detektiert werden. Der Bewegungssen-
sor kann entfernt von den Rollen an der Verfahrein-
heit angebracht sein. Es kann sich um einen Bewe-
gungssensor handeln, der eine Bewegung eines Ra-
des, gegebenenfalls auch ergänzend oder allein ei-
nes Rades der Zusatzrolle, erfasst, alternativ oder
ergänzend aber auch um einen Bewegungssensor,
der eine Bewegung der Verfahreinheit als solcher er-
fasst. Es kann für jede Rolle, auch die Zusatzrolle, ein
Bewegungssensor vorgesehen sein. Bevorzugt ist je-
doch nur ein Bewegungssensor für alle Rollen vorge-
sehen, der geeignet in die Schaltung zur Betätigung
der Rollen eingebunden ist.

[0014] In diesem Zusammenhang kann die Schal-
tung oder das Verfahren vorsehen, dass die selbsttä-
tige Versetzung der Rollen in die Bremsstellung nur
vorgesehen ist beziehungsweise nur vorgenommen
werden kann, wenn der Fahrantrieb nicht aktiviert ist.
Solange ein Zusatzantrieb oder ein Antrieb überhaupt
für die Verfahreinheit über die Zusatzrolle gegeben
ist, kann selbst auf eine entsprechende Betätigung ei-
nes Schalters, Touch-Displays oder dergleichen hin,
obwohl prinzipiell vorgesehen, keine Versetzung der
Rollen in die Bremsstellung erreicht werden.

[0015] Dies kann auch dahingehend ergänzt sein,
dass die Versetzung der Rollen in die Bremsstellung
schon dann nicht möglich ist beziehungsweise nicht
vorgenommen werden kann, wenn, soweit vorgese-
hen, die Zusatzrolle sich in der abgesenkten Stellung
befindet.

[0016] Darüber hinaus kann die Verfahreinheit be-
vorzugt über einen Akkumulator verfügen. Mit dem
Akkumulator als Energiequelle kann die Zusatzrolle
elektrisch angetrieben werden, wenn die Verfahrein-
heit sich netzunabhängig bewegt. Dieser Akkumula-
tor kann mittels einer Verbindung zum elektrischen
Netz, vorzugsweise über einen Netzstecker, der dann
weiter bevorzugt Teil der Verfahreinheit ist, bei Bedarf
bzw. Gelegenheit, wenn die Verfahreinheit ohnehin
stillsteht oder nicht gebraucht wird, durch Einstecken
in eine Netz-Steckdose wieder aufgeladen werden.
Hierbei ist weiter bevorzugt vorgesehen, dass bei ei-
ner Herstellung der Netzverbindung zwischen dem
Netzstecker und der Steckdose die Rollen selbsttä-
tig in die Bremsstellung versetzt werden und/oder der
Fahrantrieb nicht aktiviert werden kann.

[0017] Die Tatsache, dass der Netzstecker in ei-
ne entsprechende Steckdose gesteckt wird, kann
über die dann anliegende Netzspannung, wozu in
der Steuerungseinheit oder zugeordnet zu der Steue-

rungseinheit der Verfahreinheit eine entsprechende
Detektionsschaltung vorgesehen ist, erfasst werden.

[0018] Dadurch, dass mit Herstellen der Netzverbin-
dung die Rollen selbsttätig in die Bremsstellung ver-
setzt werden, ist sichergestellt, dass während des
Aufladens keine Bewegung der Verfahreinheit erfol-
gen kann, also der Netzstecker nicht versehentlich
aus der Steckdose gerissen werden kann.

[0019] Dadurch, dass zusätzlich oder alternativ der
Fahrantrieb der Zusatzrolle bei der Netzverbindung
nicht aktiviert werden kann, kann insbesondere si-
chergestellt werden, dass die Verfahreinheit nicht
noch mit der Kraft des elektrischen Antriebes bewegt
werden kann.

[0020] Dargestellt und beschrieben ist mit Bezug zu
der einzigen Figur ein hier nur als Chassis dargestell-
tes Krankenhausbett 1, das eine mögliche Verfah-
reinheit ist, die hier betroffen ist.

[0021] Das Krankenhausbett weist vier Rollen
2 auf, die beispielsweise entsprechend der
WO 2008/055831 A1 (US 2010/0077562 A1) oder der
WO 2012/171814 A1 ausgebildet sind. Der Offenba-
rungsgehalt dieser Druckschriften wird hiermit auch
vollinhaltlich in die Offenbarung vorliegender Anmel-
dung im Hinblick auf einen möglichen Aufbau einer
solchen Rolle einbezogen, auch zum Zwecke Merk-
male aus diesen Druckschriften in Ansprüche vorlie-
gender Anmeldung mit einzubeziehen.

[0022] Die Verfahreinheit bzw. das Krankenhausbett
1 weist weiter eine Zusatzrolle 3 auf, die in der wieder-
gegebenen Figur in der angehobenen Stellung dar-
gestellt ist. Bezüglich dieser Zusatzrolle wird auf die
bereits eingangs genannten Druckschriften auch an
dieser Stelle verwiesen.

[0023] Die Verfahreinheit bzw. das dargestellte
Krankenhausbett 1 weist weiter eine Steuerungsein-
richtung 4 auf, die über ein Handteil 5, das auch als
Bedienungspult in die Verfahreinheit selbst integriert
sein kann, eine Steuerung und Bedienung der Rollen
2 und der Zusatzrolle 3 ermöglicht. Auf dem Handteil
5 können hierzu verschiedene Schalter und Anzeigen
6 vorgesehen sein.

[0024] Die Verfahreinheit ist darüber hinaus mit ei-
nem Akkumulator 7 versehen. Mittels des Akkumula-
tors kann über eine geeignete Stromverbindung das
antreibbare Rad der Zusatzrolle 3 elektrisch angetrie-
ben werden.

[0025] Zum Aufladen des Akkumulators 7 ist ein
Netzstecker 8 vorgesehen, der bei Stillstand der Ver-
fahreinheit in eine übliche Steckdose eines elektri-
schen Netzes zum Aufladen des Akkumulators 7 ein-
gesteckt werden kann.



DE 10 2014 100 056 A1    2015.05.21

4/8

[0026] Mit der Leitung 9 ist angedeutet, dass auch
der Akkumulator 7 und der Netzstecker 8 mit der
Steuerungseinheit 4 verbunden sind. Insbesondere
kann in der Steuerungseinheit 4 detektiert werden,
ob der Netzstecker 8 sich in einer Steckdose befindet
oder nicht.

[0027] Die Rollen 2, wie bei dem Ausführungsbei-
spiel auch bevorzugt gegeben, sind sämtlich mit ei-
nem eigenen Elektromotor ausgerüstet, um eine Ver-
stellung der Rolle in eine Freilaufstellung, eine Rich-
tungsfeststellungs-Stellung oder eine Totalfeststel-
lung zu ermöglichen.

[0028] Weiter sind die Rollen 2, um auch bei ei-
nem möglichen Ausfall einer elektrischen Versor-
gung eine Bedienung zu ermöglichen, zusätzlich
von Hand betätigbar. Hierzu wird ergänzend auf
die bereits genannten Druckschriften wie etwa die
WO 2012/171814 verwiesen.

[0029] Eine solche von Hand Betätigung bzw. manu-
elle Betätigung kann insbesondere eine Lösung der
Totalfeststellung bedeuten.

[0030] Über die Zusatzrolle 3 kann durch das an-
treibbare Rad eine die Verfahreinheit bedienende
Person eine Unterstützung in der Bewegung der
Verfahreinheit erhalten. Beim Ausführungsbeispiel ist
dies entsprechend nur in der abgesenkten Stellung
der Zusatzrolle 3, bei welcher das Rad der Zusatzrol-
le sich in Bodenkontakt befindet, möglich.

[0031] Die verwirklichte Steuerung sieht vor, dass
der Fahrantrieb des Rades der Zusatzrolle 3 nur ak-
tiviert werden kann, beim Ausführungsbeispiel über
das Handteil 5, wenn die Rollen 2 sich in der Freiga-
bestellung oder der Richtungsfeststellungs-Stellung
befinden.

[0032] Weiter ist vorgesehen, dass, beispielsweise
vermittels eines Bewegungssensors 10, der, wie an-
gedeutet, sich in der Steuerungseinheit 4 befinden
kann, von der Steuerung selbsttätig erfasst wird, ob
die Verfahreinheit, hier das Krankenhausbett 1, sich
in Bewegung befindet oder stillsteht. In diesem Zu-
sammenhang ist vorgesehen, dass bei Stillstand der
Verfahreinheit die Rollen 2 selbsttätig in die Brems-
stellung, nämlich hier die Stellung der Totalfeststel-
lung, versetzt werden. Diese Versetzung in die To-
talfeststellung der Rollen 2 kann aber nur dann er-
folgen, insbesondere nur dann selbsttätig erfolgen,
wenn über die Steuerung zugleich erfasst ist, dass
der Fahrantrieb der Zusatzrolle 3 nicht aktiviert ist.
Zudem kann eine selbsttätige Versetzung der Rollen
2 in die Bremsstellung, hier die Totalfeststellung, nur
erfolgen, wenn zudem durch die Steuerung erfasst
ist, dass das Krankenhausbett 1 sich nicht in Bewe-
gung befindet. Dies etwa über den schon genannten
Bewegungssensor 10.

[0033] Darüber hinaus sieht die verwirklichte Steue-
rung vor, dass bei Herstellung einer Netzverbindung,
also Einstecken des Netzsteckers 8 in eine entspre-
chende Steckdose, die Rollen 2 selbsttätig in die
Bremsstellung, d. h. hier die Totalfeststellung versetzt
werden. Zugleich sieht die Steuerung vor, dass in die-
sem Fall der Fahrantrieb des Rades der Zusatzrolle
3 nicht (mehr) aktiviert werden kann.

[0034] Die vorstehenden Ausführungen dienen der
Erläuterung der von der Anmeldung insgesamt er-
fassten Erfindungen, die den Stand der Technik
durch die folgenden Merkmalskombinationen jeweils
eigenständig weiterbilden, nämlich:
Eine Steuerung, die dadurch gekennzeichnet ist,
dass der Fahrantrieb nur aktiviert werden kann, wenn
die Rollen sich in der Freigabestellung oder der Rich-
tungsfeststellungs-Stellung befinden.

[0035] Ein Verfahren, das dadurch gekennzeichnet,
dass der Fahrantrieb nur aktiviert werden kann, wenn
die Rollen 2 sich in der Freigabestellung oder der
Richtungsfeststellungs-Stellung befinden.

[0036] Eine Steuerung oder ein Verfahren, die oder
das dadurch gekennzeichnet ist, dass eine selbsttäti-
ge Versetzung der Rollen in eine Bremsstellung vor-
gesehen ist, beispielsweise wenn die Verfahreinheit
zum Stillstand gekommen ist, dass aber die selbsttä-
tige Versetzung der Rollen in die Bremsstellung nur
vorgenommen werden kann, wenn der Fahrantrieb
nicht aktiviert ist.

[0037] Eine Steuerung oder ein Verfahren, die oder
das dadurch gekennzeichnet ist, dass die Verfahrein-
heit über einen Akkumulator verfügt, der mittels ei-
ner Verbindung zum elektrischen Netz, vorzugsweise
über einen Netzstecker, bei Bedarf bzw. Gelegenheit
aufgeladen werden kann, und dass bei einer Herstel-
lung der Netzverbindung die Rollen selbsttätig in die
Bremsstellung versetzt werden und/oder der Fahran-
trieb nicht aktiviert werden kann.

[0038] Alle offenbarten Merkmale sind (für sich)
erfindungswesentlich. In die Offenbarung der An-
meldung wird hiermit auch der Offenbarungsin-
halt der zugehörigen/beigefügten Prioritätsunterla-
gen (Abschrift der Voranmeldung) vollinhaltlich mit
einbezogen, auch zu dem Zweck, Merkmale dieser
Unterlagen in Ansprüche vorliegender Anmeldung
mit aufzunehmen. Die Unteransprüche charakterisie-
ren mit ihren Merkmalen eigenständige erfinderische
Weiterbildungen des Standes der Technik, insbeson-
dere um auf Basis dieser Ansprüche Teilanmeldun-
gen vorzunehmen.
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Bezugszeichenliste

1 Krankenhausbett
2 Rolle
3 Zusatzrolle
4 Steuerungseinheit
5 Handteil
6 Schalter/Anzeige
7 Akkumulator
8 Netzstecker
9 Leitung
10 Bewegungssensor
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ZITATE ENTHALTEN IN DER BESCHREIBUNG

Diese Liste der vom Anmelder aufgeführten Dokumente wurde automatisiert erzeugt und ist ausschließlich
zur besseren Information des Lesers aufgenommen. Die Liste ist nicht Bestandteil der deutschen Patent- bzw.
Gebrauchsmusteranmeldung. Das DPMA übernimmt keinerlei Haftung für etwaige Fehler oder Auslassungen.
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Patentansprüche

1.    Steuerung von an einem Verfahrteil wie bei-
spielsweise einem Krankenhausbett (1) angebrach-
ten Rollen (2), wobei eine, mehrere oder alle Rol-
len (2) eine Bremseinrichtung aufweisen, die in eine
Bremsstellung und eine Freigabestellung versetzbar
sind, weiter vorzugsweise auch in eine Richtungsfest-
stellungs-Stellung, wobei weiter alle Rollen (2) elek-
trisch und eine oder mehrere oder alle Rollen (2)
zusätzlich manuell betätigbar sind, und wobei dar-
über hinaus eine Zusatzrolle (3) mit einem über ei-
nen Fahrantrieb verfügenden Rad vorgesehen ist, die
bevorzugt zwischen einer abgesenkten und einer an-
gehobenen Stellung bewegbar ist, dadurch gekenn-
zeichnet, dass der Fahrantrieb nur aktiviert werden
kann, wenn die Rollen (2) sich in der Freigabestellung
oder der Richtungsfeststellungs-Stellung befinden.

2.    Verfahren zur Steuerung von an einem Ver-
fahrteil wie beispielsweise einem Krankenhausbett
(1) angebrachten Rollen (2), wobei eine, mehrere
oder alle Rollen (2) eine Bremseinrichtung aufwei-
sen, die in eine Bremsstellung und eine Freigabe-
stellung versetzbar sind, weiter vorzugsweise auch
in eine Richtungsfeststellungs-Stellung, wobei wei-
ter vorzugsweise alle Rollen (2) elektrisch und eine
oder mehrere oder alle Rollen (2) zusätzlich manu-
ell zu betätigen sind, und wobei weiter eine Zusatz-
rolle (3) mit einem über einen Fahrantrieb verfügen-
den Rad vorgesehen ist, welche Zusatzrolle (3) be-
vorzugt zwischen einer abgesenkten und einer an-
gehobenen Stellung bewegt werden kann, dadurch
gekennzeichnet, dass der Fahrantrieb nur aktiviert
werden kann, wenn die Rollen (2) sich in der Freiga-
bestellung oder der Richtungsfeststellungs-Stellung
befinden.

3.    Steuerung nach Anspruch 1 oder Verfahren
nach Anspruch 2, dadurch gekennzeichnet, dass
eine selbsttätige Versetzung der Rollen (2) in eine
Bremsstellung vorgesehen ist, beispielsweise wenn
die Verfahreinheit zum Stillstand gekommen ist, dass
aber die selbsttätige Versetzung der Rollen (2) in
die Bremsstellung nur vorgenommen werden kann,
wenn der Fahrantrieb nicht aktiviert ist.

4.  Steuerung nach Anspruch 1 oder 3 oder Verfah-
ren nach Anspruch 2 oder 3, dadurch gekennzeich-
net, dass die Verfahreinheit über einen Akkumulator
(7) verfügt, der mittels einer Verbindung zum elek-
trischen Netz, vorzugsweise über einen Netzstecker
(8), bei Bedarf bzw. Gelegenheit aufgeladen werden
kann, und dass bei einer Herstellung der Netzverbin-
dung die Rollen (2) selbsttätig in die Bremsstellung
versetzt werden und/oder der Fahrantrieb nicht akti-
viert werden kann.

5.    Steuerung oder Verfahren, gekennzeichnet
durch eines oder mehrere der kennzeichnenden
Merkmale eines der vorhergehenden Ansprüche.

Es folgt eine Seite Zeichnungen
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Anhängende Zeichnungen
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